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Das Staatsorganisationsrecht gehört zu einem der wichtigsten Prüfungsbereiche des 

Examens. Das Skript Staatsorganisationsrecht stellt den für die juristische Ausbildung 

relevanten Stoff so dar, wie er im Examen benötigt wird. Dabei konzentriert sich das 

Skript auf die Schwerpunkte, die Gegenstand der Examensklausuren sind. Sie finden alle 

prüfungsrelevanten Schwerpunkte, insbesondere zu den Staatsprinzipien, den obers-

ten Bundesorganen und der Gesetzgebung unter Berücksichtigung der europäischen 

Integration. Daneben werden alle wesentlichen verfassungsprozessualen Probleme dar-

gestellt.

Die Neuauflage verbindet die Vorteile der bewährten Darstellung anhand von 24 Fällen
und zahlreichen Beispielen mit einer vorgezogenen abstrakten Darstellung zur Einfüh-

rung in die jeweilige Problematik. Aufbauschemata als unerlässliche Grundlage für die 

eigene Klausurlösung und Strukturübersichten zur Einordnung der behandelten Pro-

bleme runden die Darstellung ab. Fallübergreifende Übersichten dienen zur Schnell-

erfassung und Wiederholung des Stoffes.

Sie erhalten die Karteikarten Staats-

organisationsrecht zu einem vergünstigten 

Preis, wenn Sie sie zusammen mit diesem 

Skript erwerben.

Als Bundle günstiger!
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Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen
zwischen Bund und Ländern (1)

Bei einer Kompetenzverschiebung durch die Föderalismusreform (01.09.2006) gelten alte Bundes rege -
lungen weiterhin fort (Art. 125 a ff. GG).
a

Grundsätzlich Länder (Art. 70 I GG)
Polizei- und Ordnungsrecht, Schule, Kultur

ausschließliche
 Art. 73, 71 GG
 Verteilt im GG

Art. 38 III GG

konkurrierende
 Art. 74, 72 GG
 Verteilt im GG

Art. 84 I 2 GG

aber: Länder, 
wenn Abweichungs-

kompetenz, 
Art. 72 III GG

ungeschriebene
 Natur der Sache
 Sachzusammenhang
 Annex

Ausnahme Bund

Staatsorganisationsrecht
Rechtsprechung

Was versteht man unter dem sog. 
„Chaosgedanken“?

Unter dem „Chaosgedanken“ bzw. drohen-
dem Rechtsvakuum versteht man die Hin-
nahme eines Verfassungsverstoßes für 
eine Übergangszeit. So kann das BVerfG 
bspw. nur die Verfassungswidrigkeit einer 
Norm feststellen (arg. e §§ 31 Abs. 2 S. 3, 
79 Abs. 1 BVerfGG), statt sie – wie im 
Normalfall – gemäß § 78 S. 1 BVerfGG für 
nichtig zu erklären. Dies erfolgt, wenn 
die sofortige Nichtigkeitserklärung nach-
teiligere Wirkungen erzeugen würde, als 
die Aufrechterhaltung einer verfassungs-
widrigen Rechtslage für einen Übergangs-
zeitraum.
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Vorbemerkung – Grundbegriffe – Verfassungsgeschichte 1. Teil
1. Teil: Vorbemerkung – Grundbegriffe – Verfassungsgeschichte

1. Abschnitt: Gegenstand und Einordnung des Verfassungsrechts

1

Das vorliegende Skript behandelt das Staatsorganisationsrecht und damit einen Teil
des Verfassungsrechts. Die Begriffe Verfassungsrecht und Staatsrecht werden häufig sy-
nonym verwendet, obwohl sie nicht deckungsgleich sind.

A. Das Staatsrecht
2Das Staatsrecht ist ein Teilbereich des Öffentlichen Rechts. Es befasst sich mit den

Rechtssätzen, die konstitutiv für die allgemeine staatliche Grundordnung sind (Aufbau
und Organisation des Staates, grundlegende Bestimmungen über das Verhältnis des
Bürgers zum Staat). 

m Das allgemeine Staatsrecht behandelt dabei abstrakt die Rechtsbeziehungen der
Staaten, d.h. Begriff, Entstehen und Untergang eines Staates, sein Handeln und die
grundsätzlichen Beziehungen zwischen dem Staat und den seiner Macht unterwor-
fenen Personen. 

m Das besondere Staatsrecht betrachtet demgegenüber die sich auf einen bestimm-
ten Staat beziehenden Rechtsnormen und ist daher praktisch mit dem Verfassungs-
recht identisch.

B. Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland
3Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland ist weitgehend, aber nicht

ausschließlich, im Grundgesetz (GG) geregelt. Es umfasst das Staatsorganisationsrecht
und die Grundrechte.

4Die Vorschriften des Grundgesetzes bilden das sog. formelle Verfassungsrecht, d.h.
die Regelungen, die in einer Verfassungsurkunde enthalten sind.

Die meisten Staaten haben eine geschriebene Verfassungsurkunde (wichtigste Ausnahme ist Großbritan-
nien, wo sich verschiedene Verfassungsgesetze finden, z.B. die Magna Charta Libertatum, die Habeas-
Corpus-Akte und die Bill of Rights).

STAATSRECHT
die für die staatliche Grundordnung konstitutiven Rechtssätze

Allgemeines Staatsrecht
Rechtsbeziehungen der Staaten 

allgemein

Besonderes Staatsrecht
die einen bestimmten Staat betreffenden 

grundlegenden Rechtsnormen

= VERFASSUNGSRECHT

Grundrechte Staatsorgani-
sationsrecht
1
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5 Unter dem materiellen Verfassungsrecht versteht man demgegenüber alle für die
staatliche Ordnung grundlegenden Regelungen. Es umfasst sämtliche dem (besonde-
ren) Staatsrecht zugehörigen Rechtssätze, gleich auf welche Weise und an welcher Stel-
le diese kodifiziert sind.

Allerdings gibt es im GG auch Vorschriften, die nur formelles, nicht aber materielles Verfassungsrecht
darstellen, da sie für die staatliche Grundordnung irrelevant sind, z.B. Art. 27 GG: „Alle deutschen Kauf-
fahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte“ und Art. 48 Abs. 3 S. 2 GG: Die Abgeordneten „ha-
ben das Recht der freien Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel.“

Zum materiellen Verfassungsrecht der Bundesrepublik zählen deshalb – neben den
grundgesetzlichen Vorschriften –

6 m die grundlegenden Vorschriften des Einigungsvertrages (EV) zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der ehemaligen DDR:1

Der EV regelt den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und dessen Rechtsfolgen. Ins-
besondere setzt er das GG im Beitrittsgebiet in Kraft und trifft die Regelungen zur Überleitung der
Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland im Zuge der Herstellung der staatlichen Einheit.
Die DDR hört mit dem Wirksamwerden des Beitritts auf zu bestehen, die Hoheitsgewalt der Bundes-
republik Deutschland wird auf das Beitrittsgebiet erstreckt. Insoweit ist der EV dem Verfassungs-
recht zuzuordnen.

7 m einfache Gesetze, soweit sie die staatliche Grundordnung betreffen,

z.B. Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG), Untersuchungsausschussgesetz (PUAG), 
Bundeswahlgesetz (BWahlG), Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG);

8 m Geschäftsordnungen der Verfassungsorgane,

z.B. GO Bundestag, GO Bundesrat, GO Bundesregierung.

2. Abschnitt: Die verfassungsgeschichtliche Entwicklung des GG

9

1 BVerfG DVBl. 1996, 1365.

Entstehung und Entwicklung des GG

m Vorläufer: Paulskirchen-Verfassung 1848
Reichsverfassung 1871
Weimarer Reichsverfassung 1919

m Vorarbeiten: Herrenchiemseer Verfassungskonvent 1948
Parlamentarischer Rat 1948/49

m Nach Annahme durch die Länderparlamente (Art. 144 Abs. 1 GG – außer Bayern), 
Zustimmung der Alliierten, Inkrafttreten mit Ablauf des 23.05.1949

m Seit dem 03.10.1990 Geltung für das gesamte Deutsche Volk

m Bisher 67 Änderungsgesetze mit 239 Einzeländerungen (Stand: 25.03.2025), insb.

m Wehrverfassung (1956)

m Notstandsverfassung (1968)

m Beitritt DDR (1990)

m Europäische Integration (1993)



Die verfassungsgeschichtliche Entwicklung des GG 2. Abschnitt
m 1848/49

10Nach der Märzrevolution von 1848 trat in der Frankfurter Paulskirche eine verfas-
sunggebende Nationalversammlung zusammen. Dabei wurden ein Grundrechtska-
talog und eine Deutsche Reichsverfassung verabschiedet. Sie sah einen Bundes-
staat mit dem preußischen König als Erbkaiser und eine gewählte Volksvertretung
vor. Weil sie durch den preußischen König und andere Einzelstaaten abgelehnt
wurde, ist sie nie in Kraft getreten.2

m 1871

11Nach dem Deutsch-Französischen Krieg 1870/71 wurde das Deutsche Reich gegrün-
det und die Reichsverfassung vom 16.04.1871 erlassen. Das Deutsche Reich be-
stand aus 25 Einzelstaaten. Staatsoberhaupt des Gesamtstaates war der Deutsche
Kaiser als konstitutioneller Monarch. Die Regierungsgeschäfte wurden vom Reichs-
kanzler geführt, der vom Kaiser ernannt wurde. Der Reichskanzler war Vorsitzender
des Bundesrates, der sich aus Vertretern der Einzelstaaten zusammensetzte. Dem
Reichstag als gewählter Volksvertretung stand zwar das Recht zur Gesetzgebung zu,
die Gesetze bedurften aber stets der Zustimmung des Bundesrates („Zwei-
Kammer-System“). Der Reichstag hatte keinen Einfluss auf die Regierungsbildung
und vermochte (bis 1918) auch den Reichskanzler nicht zu stürzen, der lediglich vom
Vertrauen des Kaisers abhängig war. Einen Grundrechtskatalog enthielt die Reichs-
verfassung von 1871 nicht.3

m 1919

12Nach dem Ende des Kaiserreiches trat 1919 in Weimar eine Nationalversammlung zu-
sammen und erließ eine neue Verfassung (Weimarer Reichsverfassung). Deutsch-
land wurde zum republikanischen Bundesstaat. Wichtigstes Organ der parlamentari-
schen Demokratie wurde der Reichstag als Legislativorgan; geringere Bedeutung
hatte der Reichsrat als Vertretung der Länder. Die Reichsregierung unter Führung des
Reichskanzlers war abhängig vom Vertrauen des Parlaments. Repräsentatives Staats-
oberhaupt war der unmittelbar vom Volk für sieben Jahre gewählte Reichspräsident,
dem einige wichtige Befugnisse zustanden, z.B. Auflösung des Reichstages (Art. 25
WRV), Oberbefehl über die Reichswehr (Art. 47 WRV) und das sog. Notverordnungs-
recht nach Art. 48 WRV. Die WRV enthielt zwar einen Grundrechtsteil (Art. 109 ff.), je-
doch wurden die Grundrechte nur als Programmsätze verstanden, die keine unmit-
telbare Bindung der Staatsgewalt bewirkten.4 

m Kleine Verfassungsreform (1994)

m Föderalismusreform I (2006)

m Vertrag von Lissabon (2008/2009)

m Föderalismusreform II (2009)

2 Zu den Einzelheiten der Paulskirchen-Verfassung vgl. Frotscher/Pieroth Verfassungsgeschichte, § 11.
3 Zu den Einzelheiten vgl. Frotscher/Pieroth Verfassungsgeschichte, § 13.
4 Vgl. Katz Staatsrecht, Rn. 551: „Unter der WRV galten die Grundrechte im Rahmen der Gesetze, während nach dem GG

die Gesetze im Rahmen der Grundrechte gelten.“
3
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Staatsorganisationsformen; Fallgruppen des Demokratieprinzips

DemokratieEinherrschaft Mehrherrschaft

n durch Wahlen
n Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG
n periodisch

n durch Abstimmungen
n auf Bundesebene nur,

soweit im GG vorgese-
hen (Art. 29, 146 GG)

n LVerf kann zulassen:
– Volksinitiative
– Volksentscheid
– Volksbegehren
– Volksbefragung

n ununterbrochene
Legitimationskette
vom Volk zu den Staats -
organen

n vom Volk zu den Staats -
organen 
(von unten nach oben)
n Neutralitätspflicht der

Staatsorgane
 keine Wahlwer bung,

aber Öffentlichkeits-
arbeit zulässig

n keine vollständige oder
verdeckte Parteien -
finan zierung durch den
Staat 

n Mehrheitsprinzip,
aber Minderheitenschutz 

n Mehrparteiensystem

n Opposition
n Bestehen demokra tischer

Grundrechte (insb. Art. 5,
8, 9 GG)

n Wahlgrundsätze
n Parlamentsvorbehalt
n Kommunale und funktio-

nale Selbstverwaltung
n Öffentlichkeitsgrundsatz,

Transparenz

Alle Staatsgewalt geht 
vom Volke aus –
Volkssouveränität
(Art. 20 Abs. 2 GG)

n unmittelbare (plebiszitäre)
Demokratie

n mittelbare (parlamentarische)
Demokratie

n Bund (Art. 20 Abs. 1, 2 GG)
n Länder (Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG)
n Kommunen (Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG)
n andere Selbstverwaltungsträger
n Parteien (Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG)
n Fraktionen (§ 48 Abs. 1 AbgG)
n Europäische Integration (Art. 23 Abs. 1 GG)

n Monarchie n Aristokratie
n Plutokratie

Ausübung der
Staatsgewalt

Prinzipien der 
Willensbildung

sonstige
Konkretisierungen



Rechtsstaatsprinzip 4. Abschnitt
aa) Echte Rückwirkung
137Für belastende Gesetze wird ein grundsätzliches Verbot der echten Rückwirkung an-

genommen. Das ergibt sich letztlich aus dem Rechtsstaatsprinzip, konkretisiert durch die
Prinzipien von Rechtssicherheit und Vertrauensschutz. Da Rechtssicherheit und Vertrau-
ensschutz aber weder die einzigen vom Gesetzgeber zu berücksichtigenden Werte sind,
noch in ihrem Rang über anderen Werten stehen, sind von dem grundsätzlichen Rückwir-
kungsverbot Ausnahmen möglich. Dabei sind insbesondere folgende Fälle anerkannt:

m Das Vertrauen ist nicht schutzwürdig, wenn der Bürger schon im Zeitpunkt, auf den
die Rückwirkung bezogen wird, mit der (Neu-)Regelung rechnen musste.167 

138m Der Staatsbürger kann auf das geltende Recht dann nicht vertrauen, wenn es unklar
und verworren ist.168

139m Bei einer unwirksamen Norm kann sich der Bürger in der Regel nicht auf einen dadurch
erzeugten Rechtsschein verlassen. Der Gesetzgeber kann daher eine nichtige Vor-
schrift rückwirkend durch eine rechtlich nicht zu beanstandende Norm ersetzen.169

140m Schließlich können zwingende Gründe des gemeinen Wohls, die dem Gebot der
Rechtssicherheit übergeordnet sind, eine echte Rückwirkung rechtfertigen.170

141m Verfassungsrechtlich unbedenklich ist im Übrigen die echte Rückwirkung auch in
Bagatellfällen.171

Das Rückwirkungsverbot bezieht sich nur auf Gesetzesänderungen, nicht aber auf die
richterliche Gesetzesauslegung. Es ergeben sich daher keine Einschränkungen, wenn
von den Gerichten z.B. eine bestimmte Rechtsprechung aufgegeben wird, da eine Än-
derung der Rspr. stets damit begründet wird, die frühere Rspr. habe sich als rechtsirrig
erwiesen und der Bürger könne nicht auf den Fortbestand einer als unrichtig erwiese-
nen Rspr. vertrauen. Ausnahmsweise kann Rechtsprechungsänderungen aber auch
der Grundsatz des Vertrauensschutzes entgegenstehen.172

Beispiel: Änderung der Rechtsprechung zur absoluten Fahruntüchtigkeit von 1,3 auf 1,1 ‰: Das Ver-
trauen der Kraftfahrer auf die zum Tatzeitpunkt noch praktizierte 1,3-‰-Grenze war nicht schutzwür-
dig, denn das strafrechtliche Unwerturteil – wonach Trunkenheit im Verkehr ein strafbares Vergehen
ist – ist gleich geblieben. Geändert haben sich lediglich die Erkenntnisgrundlagen der Gerichte. Darauf
aber ist das Rückwirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG nicht anwendbar.173

bb) Unechte Rückwirkung
142Eine unechte Rückwirkung ist zwar grundsätzlich zulässig, da sich bei einem noch

nicht abgeschlossenen Sachverhalt noch kein Vertrauen des Bürgers bilden kann. Je-
doch kann der Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes im Einzelfall der Regelungsbefug-
nis des Gesetzgebers Schranken setzen. Es hat also eine Abwägung zwischen dem Ver-

167 BVerfGE 13, 261, 272; NVwZ-RR 2011, 793; BVerwG RÜ 2011, 593.
168 BVerfGE 72, 200, 259; NVwZ 2012, 876; VGH Mannheim VBlBW 2005, 388.
169 BVerfGE 19, 187, 196.
170 BVerfGE 72, 200, 260; BVerfGE 133, 40; BVerfG RÜ 2013, 649, 652; vgl. auch BVerwG NVwZ 1992, 778, 779; Muckel JA 1994,

13; Brüning NJW 1998, 1526, 1528. 
171 BVerfG DVBl. 1997, 420, 421; BVerfGE 88, 384, 404; 30, 367, 389.
172 BVerfGE 74, 129, 155 f.; BGH NJW 1996, 1469; 1993, 3147, 3149; Jarass/Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 111 m.w.N.
173 BVerfG NJW 1990, 3140; BayObLG NJW 1990, 2833; Krahl NJW 1991, 808.
47
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trauensschutz des Einzelnen und der Bedeutung des gesetzlichen Anliegens für das
Wohl der Allgemeinheit zu erfolgen. Erst wenn diese Abwägung ein Überwiegen des
Vertrauensinteresses ergibt, folgt daraus ein Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip, der
zur Verfassungswidrigkeit führt.174

143 Auch wenn eine Abänderung unter Vertrauensschutzgesichtspunkten zulässig ist, kann
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz Übergangsregeln erforderlich machen, um die
Nachteile für die Betroffenen in Grenzen zu halten.175 Ob und in welchem Umfang
Übergangsregelungen notwendig sind, ist aufgrund einer Abwägung des gesetzlichen
Zwecks mit der Beeinträchtigung des Betroffenen festzustellen. Je gewichtiger die Be-
einträchtigung ist, desto eher ist eine Übergangsregelung erforderlich. Allerdings steht
dem Gesetzgeber hierbei ein erheblicher Spielraum zur Verfügung.176

144

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen das Gesetz ergeben sich unter dem Gesichts-
punkt einer möglichen unzulässigen Rückwirkung.

A. Das rückwirkende Inkrafttreten der Gesetzesänderung zum 01.01.2022 könnte eine
gegen Art. 20 Abs. 3 GG verstoßende und damit unzulässige echte Rückwirkung dar-
stellen.

174 BVerfG NJW 2023, 1947, 1948 ff.; BVerfG RÜ 2011, 383, 387 f.; BFH NJW 1992, 2654, 2655; BSG NJW 1987, 463.
175 BVerfG NJW 1988, 2529, 2534; BVerfGE 67, 1, 15; 43, 242, 288.
176 Jarass/Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 108.

Fall 4: Enttäuschte Steuersparer

A hat im Jahre 2020 einen Lebensversicherungsvertrag abgeschlossen, für den er in
den folgenden Jahren Beiträge gezahlt hat und noch zahlen wird. Nach dem Einkom-
mensteuergesetz konnten diese Beiträge bisher zum Teil als Sonderausgaben gel-
tend gemacht werden, was zu einer Verminderung der Einkommensteuer führte. An-
gesichts der angespannten Haushaltslage erlässt der Bund im Januar 2023 ein „Ge-
setz zum Abbau steuerlicher Subventionen“, das in § 15 Einkommens-Höchstgren-
zen für die steuerliche Absetzbarkeit einführt. Danach können Personen, deren Jah-
reseinkommen einen bestimmten Betrag überschreitet, Versicherungsbeiträge nicht
mehr steuerlich geltend machen. Die Neuregelung wird damit begründet, dass die
steuerliche Begünstigung von Besserverdienern angesichts der Finanzlage der öf-
fentlichen Haushalte nicht mehr vertretbar sei. Außerdem verstoße die bisherige Re-
gelung gegen Art. 3 Abs. 1 GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip, weil wegen der Steuer-
progression die Vergünstigung umso höher sei, je mehr der Steuerpflichtige verdie-
ne. Damit wurde auch begründet, dass das Gesetz nach § 20 rückwirkend bereits zum
01.01.2022 in Kraft treten soll. Hierfür wird zusätzlich geltend gemacht, die dahinge-
henden Pläne des Bundesfinanzministeriums seien bereits im November 2021 be-
kannt geworden, auch erfolge die steuerliche Veranlagung für 2022 frühestens im
Laufe des Jahres 2023.

Das Einkommen des A übersteigt die Höchstgrenzen des § 15. Er macht geltend, er
habe die Steuervergünstigungen für 2022 und für die folgenden Jahre fest eingeplant
und halte ihre Beseitigung für verfassungswidrig. Ist diese Auffassung zutreffend?
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145I. Eine echte Rückwirkung ist gegeben, wenn eine Norm auf einen bereits abgeschlos-
senen Sachverhalt nachträglich ändernd einwirkt. Im Steuerrecht liegt ein der Vergan-
genheit angehörender, abgeschlossener Sachverhalt vor, wenn der für die Entste-
hung der Steueransprüche maßgebliche Zeitraum abgelaufen ist.177 Veranlagungszeit-
raum ist im Steuerrecht regelmäßig das Kalenderjahr (§ 2 Abs. 7 EStG). Wann die Steuer-
erklärung abgegeben wird und die Veranlagung erfolgt bzw. der Steuerbescheid er-
geht, ist unerheblich, weil es sich hierbei nur um das Verfahren handelt, in dem die be-
reits feststehenden steuerlichen Pflichten ermittelt werden. Somit war der einkommen-
steuerliche Sachverhalt für 2022 mit dem Ende des Jahres 2022 abgeschlossen. Die
§§ 15, 20 bedeuten für diesen Zeitraum eine nachträgliche Änderung, mithin eine echte
Rückwirkung.

Eine Lösung über eine Rückbewirkung von Rechtsfolgen kommt zum gleichen Ergebnis. Die Rechtsfol-
gen des Gesetzes treten für die Einkünfte des A bereits am 31.12.2022 ein und damit zu einem Zeit-
punkt, der vor der Verkündung des Gesetzes liegt (Januar 2023).

146II. Eine echte Rückwirkung entwertet das Vertrauen des Bürgers, welches als Teil des
Rechtsstaatsprinzips (Rechtssicherheit, Art. 20 Abs. 3 GG) geschützt wird. Insofern ist die
echte Rückwirkung eines belastenden Gesetzes grundsätzlich verboten. Ausnahms-
weise kann eine echte Rückwirkung aber dann zulässig sein, wenn das Vertrauen des
Bürgers nicht schutzwürdig ist.

1471. So ist das Vertrauen des Bürgers dann nicht schutzwürdig, wenn er mit einer Ände-
rung der Rechtslage rechnen musste. Die rückwirkende Änderung wird damit begrün-
det, dass die Pläne des Bundesfinanzministeriums bereits im November 2021 bekannt
geworden seien. Fraglich ist daher, ob A mit der Änderung der Rechtslage rechnen
musste.

Mit einer Regelung zu rechnen braucht der Bürger grundsätzlich erst ab dem Zeit-
punkt, in dem der Bundestag ein Gesetz beschlossen hat.178 Ausreichend ist weder
ein Regierungsentwurf noch eine Verweisung des Gesetzentwurfs durch den Bundes-
tag an die Ausschüsse, erst recht nicht – wie vorliegend – eine bloße Ankündigung
durch ein Ministerium. Damit musste A nicht mit der Gesetzesänderung rechnen.

1482. Ausnahmsweise ist eine echte Rückwirkung auch dann zulässig, wenn die alte Rechts-
lage unklar und verworren war. Unklar ist das Recht, wenn es möglicherweise verfas-
sungswidrig ist. Derartige Bedenken bestanden bzgl. der bisherigen Regelung jedoch
nicht, insbesondere verstieß die Möglichkeit steuerlicher Absetzung von Lebensversi-
cherungsprämien nach dem EStG nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG oder das Sozialstaatsprin-
zip. Denn die stärkere Begünstigung Höherverdienender ist die Kehrseite davon, dass
diese durch die Steuerprogression zunächst einmal stärker belastet werden. Praktisch
wird also nur eine höhere Belastung (teilweise) wieder rückgängig gemacht. Also war
das geltende Recht weder möglicherweise verfassungswidrig noch sonst unklar und
verworren.

177 Zu Zweifeln an der sog. Veranlagungszeitraum-Rechtsprechung vgl. BFH JuS 2007, 271 mit Anm. Hey NJW 2007, 408;
Selmer JuS 2011, 189 Fn. 9 ff.

178 BVerfGE 72, 200, 261; BVerfGE 132, 302.
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3. Auch andere Ausnahmen, nach denen die echte Rückwirkung ausnahmsweise zuläs-
sig sein könnte, bestehen nicht.

Somit bleibt es beim grundsätzlichen Rückwirkungsverbot. §§ 15, 20 des Gesetzes sind
wegen Verstoßes gegen das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) verfassungswidrig,
soweit sie sich auf das Jahr 2022 beziehen.

B. Für die Zeit ab 01.01.2023 könnte eine unechte Rückwirkung vorliegen, soweit be-
stehende Verträge betroffen sind.

149 I. Eine unechte Rückwirkung ist gegeben, wenn das Gesetz für zukünftige Rechtsfolgen
auf einen noch nicht abgeschlossenen Sachverhalt zugreift. Die künftige steuerliche Be-
handlung zuvor abgeschlossener Lebensversicherungsverträge knüpft an Gegebenhei-
ten aus der Zeit vor der Verkündung der Gesetzesänderung an, nämlich die im Vertrags-
schluss liegende Vermögensdisposition. Einschränkungen ergeben sich hier, wenn
durch die Rechtsänderung eine Rechtsposition nachträglich entwertet wird. Vorlie-
gend hat sich der Entschluss, einen aus damaliger Sicht steuerbegünstigten Lebensver-
sicherungsvertrag abzuschließen, nachträglich als falsch herausgestellt. Die Rechtsposi-
tion des Bürgers ist damit entwertet, da sich Steuervorteile nach der gesetzlichen Neu-
regelung nicht mehr erzielen lassen. Es handelt sich daher um eine unechte Rückwir-
kung.

II. Die unechte Rückwirkung stellt sich nicht mehr als Rückwirkungsproblem i.S.d. Art. 20
Abs. 3 GG dar. Anknüpfungspunkt für die (Un-)Zulässigkeit ist vielmehr die Vereinbar-
keit mit Grundrechten.

150 1. Hier kommt ein Verstoß gegen die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG in Be-
tracht. Bei steuerlichen Vergünstigungen handelt es sich jedoch um eine öffent-
lich-rechtliche Leistung, die nur eingeschränkt vom Eigentumsschutz erfasst wird. Denn
öffentlich-rechtliche Positionen fallen nur dann unter Art. 14 Abs. 1 GG, wenn sie mit
dem privatrechtlichen Eigentum vergleichbar, also eigentumsähnlich sind. Das ist der
Fall, wenn sie auf nicht unerheblichen Eigenleistungen beruhen, also überwiegend
Äquivalent eigener Leistungen sind. Keinen Eigentumsschutz genießen solche Positio-
nen, die vorwiegend auf staatlicher Gewährung beruhen (insb. Subventionen).179

Die steuerliche Absetzbarkeit setzt zwar die Zahlung von Versicherungsbeiträgen vor-
aus, ist aber nicht deren Gegenleistung. Vielmehr beruhen steuerliche Vergünstigungen
ausschließlich auf staatlicher Gewährung. Ihr Entzug stellt daher keinen Eingriff in
Art. 14 Abs. 1 GG dar.

151 2. Denkbar ist daher allenfalls ein Eingriff in Art. 2 Abs. 1 GG. Dieses Grundrecht
schützt grundsätzlich auch vor der Auferlegung von Steuern, sofern nicht ein unmittel-
barer Bezug zu Schutzgütern von Art. 14 GG besteht (z.B. Erbschaftsteuer).180

Der Entzug der steuerlichen Absetzbarkeit stellt eine mittelbare Steuerbelastung dar,
sodass die allgemeine Handlungsfreiheit beeinträchtigt wird. Der Eingriff ist jedoch im
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung insbesondere rechtmäßig, wenn er verhält-

179 BVerfGE 18, 392, 397; 72, 175, 195; AS-Skript Grundrechte (2025), Rn. 511.
180 BVerfG RÜ 2007, 548; BVerfG, Beschl. v. 31.03.2006 – 1 BvR 1750/01, BeckRS 2006, 1957.
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nismäßig ist. Hierbei sind die allgemeinen rechtsstaatlichen Grundsätze zu berücksich-
tigen und damit auch der Umstand, dass das Gesetz unecht zurückwirkt. 

152Eine solche unechte Rückwirkung ist zwar grundsätzlich zulässig. Jedoch kann der Ge-
sichtspunkt des Vertrauensschutzes im Einzelfall der Regelungsbefugnis des Gesetzge-
bers Schranken setzen. Es hat also eine Abwägung zwischen dem Vertrauensschutz des
Einzelnen und der Bedeutung des gesetzlichen Anliegens für das Wohl der Allgemein-
heit zu erfolgen. Erst wenn diese Abwägung ein Überwiegen des Vertrauensinteresses
ergibt, folgt daraus ein Verstoß gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip, der zu einem
Verstoß gegen das Grundrecht und damit zur Verfassungswidrigkeit führt. Besondere
Anforderungen gelten dabei wegen der Nähe zur echten Rückwirkung bei rückwirken-
den Änderungen des Steuerrechts für einen noch laufenden Veranlagungs- oder Erhe-
bungszeitraum.181

Enttäuscht ist das Vertrauen Höherverdienender darauf, dass sie durch Versicherungs-
beiträge steuerliche Vorteile erlangen. Der Zweck des EStG ging ersichtlich aber nicht
dahin, Steuervorteile um ihrer selbst willen zu gewähren, sondern die Schaffung einer
Altersversorgung durch Lebensversicherungen zu erleichtern. Dieses Interesse ist bei
Höherverdienenden von nicht so großem Gewicht, weil diese eher in der Lage sind, das
nötige Kapital ohne staatliche Hilfen zu bilden. 

Dem steht das Interesse des Staates gegenüber, weniger dringende Subventionen ab-
zubauen.182 Dieses Interesse ist erheblich, da zur Vermeidung einer weiteren Staats-
verschuldung die zur Verfügung stehenden Finanzmittel begrenzt und Einsparungen
unvermeidbar sind. Es lässt sich somit nicht feststellen, dass die Personengruppe, zu der
A gehört, in einem überwiegenden Vertrauensinteresse betroffen ist. Vielmehr ist ihnen
der Wegfall der steuerlichen Vergünstigungen zuzumuten. 

Aus diesem Grunde stellt der Entzug der steuerlichen Vergünstigung ab 2023 eine ver-
hältnismäßige Einschränkung des Art. 2 Abs. 1 GG dar und ist deshalb verfassungsge-
mäß.

153C. Keine Bedenken bestehen, soweit es um Lebensversicherungsverträge geht, die erst
nach dem 01.01.2023 abgeschlossen werden. Gegenüber gesetzlichen Änderungen,
die für künftige Tatbestände gelten, wird grundsätzlich kein Vertrauensschutz ge-
währt.183

Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Gesetzgeber einen besonderen Vertrauenstatbestand begrün-
det hat.184 Nach dem Bundesverfassungsgericht185 kann der Vertrauensschutz für neue Verträge be-
reits ab Ankündigung einer beabsichtigten Gesetzesänderung entfallen (s.o.).

Ergebnis: § 20 des Gesetzes über den Abbau von steuerlichen Subventionen ist verfas-
sungswidrig, soweit es den Veranlagungszeitraum 2022 betrifft. Im Übrigen ist das Ge-
setz verfassungsgemäß.

––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––

181 BVerfG NJW 2013, 145 Anm. Selmer JuS 2013, 145.
182 BFH NJW 2003, 382 f.
183 BVerfGE 38, 61, 83; 68, 193, 222.
184 Sachs, GG, Art. 20 Rn. 139 m.w.N.
185 DVBl. 1998, 465.
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D. Mehrheiten
275m Der Bundestag fasst seine Beschlüsse grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der ab-

gegebenen Stimmen (Art. 42 Abs. 2 GG, sog. „relative Mehrheit“). Stimmenthaltun-
gen und ungültige Stimmen zählen für die Mehrheitsfeststellung nicht mit. Sie sind
keine „abgegebenen“ Stimmen. Angenommen ist der Antrag, wenn die Zahl der
Ja-Stimmen die der Nein-Stimmen um mindestens eine übersteigt; für die Feststel-
lung der Mehrheit kommt es auf die Zahl der anwesenden Abgeordneten grds. nicht
an. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt (vgl. § 48 Abs. 2 S. 2 GO BT).

276m In bestimmten Fällen fordert das GG die Mehrheit der Mitglieder des Bundestages
(sog. absolute Mehrheit, Kanzlermehrheit). Sie bezieht sich gemäß Art. 121 GG auf
die gesetzliche Mitgliederzahl des Bundestages (unabhängig von den jeweils anwe-
senden Abgeordneten) unter Einbeziehung der Überhangmandate; vgl. § 1 Abs. 1
BWahlG. Diese beträgt im Normalfall 630, sodass die absolute Mehrheit 316 Stimmen
beträgt.

Die absolute Mehrheit ist erforderlich z.B. bei der Kanzlerwahl (Art. 63 GG), beim konstruktiven Miss-
trauensvotum (Art. 67 GG), der Vertrauensfrage des Bundeskanzlers (Art. 68 GG), der Überstimmung
eines Einspruchs des Bundesrates (Art. 77 Abs. 4 S. 1 GG).

277m Eine qualifizierte Mehrheit von 2/3 der Mitglieder des Bundestages (zurzeit 420
Ja-Stimmen bei 630 Abgeordneten) verlangt z.B. Art. 79 Abs. 2 GG für verfassungsän-
dernde Gesetze und für die Präsidentenanklage (Art. 61 Abs. 1 S. 3 GG). In anderen
Fällen begnügt sich das GG mit einer 2/3-Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Z.B. bei der Zurückweisung eines mit 2/3-Mehrheit gefassten Einspruchs des Bundesrates (Art. 77
Abs. 4 S. 2 GG), Feststellung des Verteidigungsfalles (Art. 115a Abs. 1 S. 2 GG).

278

B. Materielle Verfassungsmäßigkeit

I. Anforderungen aus Spezialvorschriften

II. Prinzipien der Art. 20, 28 GG
insbesondere Gewaltenteilung: kein Eingriff in Kernbereich einer anderen Staatsfunktion, 
aber Kontrolle der anderen Gewalten möglich

III. kein Verstoß gegen Grundrechte

Mehrheiten

einfache qualifizierte

der 
Mitglieder

der Ab-
  stim menden

der An-
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der 
Mitglieder
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Anwesenden
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n Art. 61 Abs. 1 S. 3, 
79 Abs. 2 GG

n Art. 42 Abs. 1 S. 2, 
77 Abs. 4 S. 2, 
80a Abs. 1 S. 2, 
115a Abs. 1 S. 2 GG

n Art. 63, 67,
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n nicht im GG
geregelt
95
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